Wien, Donnerstag, den 15. December 1898. 


XXXI. Jahrgang. Nr. 50. 


Oeſterreichiſche 


Seil TE a. 


Herausgegeben von Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


erwaltung. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction u. Adminiſtration: Manz'ſche k. u. k. Hof-Verlags- u. Univerſitäts⸗Buchhandlung, Wien, I., Kohlmarkt 20. 


ii rationspreis: Für Wi it; in! 8 für die öſterr. Kronlander ſammt Poſtzuſendung jährlich 5 fl., halbjährig 2 fl. 50 kr., 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung 55 e = gi das Ausland jchel 0 10 18 ſtzuſ ng jährlich 5 fl., halbjährig 2 fl 

D Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 

beträgt das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 10 fl. = 20 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtauweiſung 
erbitten, erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 7 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorhergehender Vereinbarung. — Reclamationen wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Inhalt: 

Maßregeln gegen Verbreitung der Tuberculoſe durch Fleiſch 
und Milch tuberenlöfer Kühe. Von Profeſſor Odo Bujwid in 
Krakau. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis. 

Die im § 11 Gemeindeordnung für Böhmen enthaltene Verpflichtung Aus: 
wärtiger zum Nachweiſe der Heimatberechtigung gegenüber der Aufenthalts⸗ 
gemeinde erſtreckt ſich, was die einem Auswärtigen unterſtehenden Bedien⸗ 
ſteten anbelangt, nur auf ſolche Bedienſtete, welche in einem Dienſtverhält⸗ 
niſſe ſtehen und unter deren Heimatnachweiſen Dienſtbotenbücher zu ver⸗ 
ſtehen ſind. . 

Die Entſcheidung eines zwiſchen conceſſionirten Kleinbahnen in Bezug auf die 
wechſelſeitige Benützung der Bahn und der Betriebsmittel entſtandenen Con⸗ 
flictes kommt den Verwaltungsbehörden zu. (SS 10, lit. g und 13 der M. Bdg. 
vom 14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238, Art. XVI der M. Bdg. vom 
31. December 1894, R. G. Bl. Nr. 2 ex 1895.) 

Die Beſtimmung des § 10 des Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. 
Nr. 222, hat ſinngemäß auch auf jeue Diener Anwendung zu finden, welche 


Sr, 


bereits vor der Geltung des gedachten Geſetzes eine definitive Anſtellung 


erlangt und ihr Amt angetreten hatten. 1 
Literatur. 
Perſonalien. — Erledigungen. 


Ulaßregeln gegen Verbreitung der Tuberculoſe 
durch Fleiſch und Alilch tuberculöſer Kühe. 
Von Profeſſor Odo Bujwid in Krakau. 

(Schluß.) 

Der Erkennung von Tubereuloſe am Lebenden ſtellen ſich unüber— 


windliche Schwierigkeiten in den Weg, wie ich ſchon im Anfange be- 


merkt habe. 

Glücklicherweiſe beſitzen wir jetzt ein Mittel, welches die kleinſten 
tuberculöſen Herde, die in den Anfängen ihrer Entwicklung begriffen 
und ſelbſt nach dem Tode nur mit Mühe mikroſkopiſch entdeckt werden 
können, am Leben nachzuweiſen geſtattet. Dieſes Mittel iſt das Tuber— 
culin, d. h. ein ſyrupdicker Abdampfrückſtand von den waſſerlöslichen 
Toxinen der Tuberkelbakterien. Dieſes Mittel, deſſen diagnoſtiſcher 
Werth von vielen kliniſchen Forſchern ſeit langer Zeit hervorgehoben 
wurde, hat ſich als ein unſchätzbares Mittel in der Anwendung auf die 
Hausthiere erwieſen. 

Das Tuberculin erhält man, wenn 5 bis 6 Monate alte ſteriliſirte 
Bouillonculturen der Tuberkelbacillen in dem Waſſerbade zur Ver— 
dunſtung gebracht werden. Auf dieſem Wege bekommt man eine fyrup- 
ähnliche braune Flüſſigkeit, welche bis 30% Glycerin enthält und des— 
halb ziemlich lange halibar iſt. Dieſes Herſtellungsverfahren habe ich 
ſchon zu Anfang des Jahres 1893 veröffentlicht. f 


Nach der Einſpritzung von 0˙3—0·5 cm? des üblichen Tuber⸗ 


culins bei einem gefunden Thiere tritt keine Störung feines normalen 
Zuſtandes, kein Effect ein. Wenn dagegen das Thier an Tuberculoſe 
krank iſt, fo kann man nach 15—24 Stunden eine merkbare, bis 
1 ½— 2% C, ſteigende Temperaturerhöhung beobachten. Bei Thieren, 
welche eine normale Temperatur von 385% C. aufweiſen, ſteigt die 
Körpertemperatur bis auf 40% C. und höher. Außer dieſem raſch vor— 


übergehenden Fieber, welches nie länger als 12 Stunden dauert, bemerkt 
man keine anderen die Geſundheit oder das Leben gefährdenden Sym⸗ 
ptome. Das Thier iſt im Laufe der Dauer des Fiebers gewöhnlich traurig 
und verliert den Appetit, aber ſchon am folgenden Tage kehrt ſein nor⸗ 
maler Zuſtand wieder zurück und das Thier wird vollkommen geſund. 
Irgend welche nachtheilige Störungen ruft das Tuberculin nicht hervor. 
Daß dieſes Mittel in der That eine verbreitete Anwendung verdient, 
erſehen wir aus den zahlreichen Erfahrungen von Nocard in Frankreich, 
Bang in Dänemark, Lydtin und Feſer in Deutſchland. 

Nocard behauptet an der Hand der Ergebniſſe von 192 Sec⸗ 
tionen, welche von ihm im Laufe einiger Zeit ausgeführt wurden, daß 
Irrthümer bei der Erkennung der Tuberculoſe mit Hilfe der Einſpritzung 
von Tuberculin Ausnahmen ſind. Als bei einem Thiere, wo die 
Tuberculoſe vermuthet wurde, zunächſt Actinomykoſe der Athmungs⸗ 
o gane ſich ergab, wurden nachträglich doch auch tuberculöſe Herde in 
der Lunge gefunden. In anderen Fällen wieder, wo mit Hilfe der 
Tuberculinreaction die Tuberculoſe — wie es ſchien — irrthümlich er⸗ 
kannt wurde, wurden bei genauer Unterſuchung doch geringe tubercu— 
löſe Veränderungen in den Bronchial- oder Meſemterialdrüſen oder 
kleine Tuberkel iu anderen Organen bemerkt. 

Aehnliches hatte auch ich ſelbſt Gelegenheit zu beobachten. So 
habe ich das Eintreten der Tuberculinreaetion bei der Unterſuchung 
einer Kuh beobachtet, welche auf der Landesausſtellung in Lemberg 
im Jahre 1894) mit dem J. Preis ausgezeichnet wurde. Erſt bei forg- 


fältiger Unterſuchung wurde ein kleines Knötchen in der Lunge, ſowie 


ein anderes in der Leber gefunden. Mikroſkopiſch konnten zwar in deu— 
ſelben die Tuberkelbacillen nicht nachgewieſen werden, jedoch die Ueber— 
impfung des Inhalts derſelben ergab aun Meerſchweinchen eine ausge— 
ſprochene Tuberculoſe. In einem anderen Falle, wo ich bei der Unter— 
ſuchung ke ne Reaction auf die Tuberculineinſpritzung beobachten konnte, 
hatten ſich bei der Section zwar tuberculöſe Herde gefunden, dieſelben 
waren aber verkalkt und offenbar vollkommen geheilt, den bei der 
mikroſkopiſchen Unterſuchung wurden keine Tuberkelbacillen entdeckt und 
die Ueberimpfung auf Meerſchweinchen ergab ebenfalls ein negatives 
Reſultat. 

Als ein ebenfalls bemerkenswerthes Beiſpiel der Empfindlichkeit 
der mit Tuberculoſe behafteten Thiere gegenüber der Einſpritzung von 
Tuberculin will ich noch das Ergebniß einer bei einem Kalbe, welches 
einige Wochen alt war, ausgeführten Unterſuchung erwähnen. Die 
Einſpritzung des Tuberculins ergab nämlich auffallender Weiſe bei 
dieſem jungen Thiere die charakteriſtiſche Temperaturerhöhung. Unge— 
achtet, daß die Unterſuchung der Lunge, der Nieren und anderen Or— 
gane ein negatives Reſultat ergab, wurde doch ſorgfältig nach einem 
tuberculöſen Herde geſucht und in der That ergab ſich, daß fein Ver⸗ 
dauungsapparat auf der ganzen Strecke vom Oeſophagus bis zum 
Rectum mit winzigen hämorrhagiſchen Knötchen beſäet war; es waren 
dies friſche Tuberkelknötchen, deren Entſtehung wohl auf die mit der 
Muttermilch eingeführten Krankheitskeime zurückzuführen war. 

Es muß aber bemerkt werden, wie dies auch von vielen Forſchern 
übereinſtimmend hervorgehoben wird., daß die Thiere mit weit vorge⸗ 
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ſchrittener Krankheit, mit alten tuberculöſen Herden auf die Einſpritzung 
des Tuberculins öfters nur ſchwach reagiren. Bei diefen Thieren iſt 
die Krankheit jedoch in der Regel ſoweit vorgeſchritten, die behafteten 
Organe find jo verändert, daß auf die Tuberculoſe vom erſten Blicke 
geſchloſſen werden kann und dieſelbe mit den üblichen phyſikaliſchen 
Unterſuchungsmethoden ſich nachweiſen läßt. 

Infolge von Aufforderungen vieler Forſcher und nachdem zahl— 
reiche Verſuche ausgeführt und zu Gunſten der Tuberculinimpfung aus- 
gefallen find, haben ſich die Regierungen immer mehr verpflichtet gefühlt, 
Maßregeln zu ergreifen, und wurde auch veranlaßt, die obligatoriſche 
Impfung des Tukerculins einzuführen. 

Dänemark war der Staat, welcher mit der Einſührung der obli— 
gatoriſchen Impſung des Tuberculins den Anfang machte. 

Dänemark hat ſeit April 1893 ein Gefetz, durch welches fünf 
Jahre lang jährlich 80.000 Kronen zur Verfügung des Departements 
geſtellt we den, um diejenigen zu unterſtützen, welche von dem Tuber 
culin Gebrauch machen wollen. Auf Autrag der däniſchen Regierung 
wurde dieſe Summe von 1896 an auf 100.000 Kronen pro Jahr er— 
höht. Soweit ſich die Anwendung des Tuberculins auf junge Thiere 
erſtreckt, geſchieht die Impfung und Temperaturmeſſung gänzlich auf 
Koſten des Staates. Bei älteren Thieren find geringe Beträge zu 
entrichten. 

Bang führt in Dänemark die erforderlichen Maßnahmen ſchon 
ſeit Anfang 1892 auf Grund der Ergebniſſe der Tuberculinimpfung 
planmäßig durch. Nach dem Geſetze vom 14. April 1893 wird in 
Dänemark das Tuberculin koſtenfrei geliefert und der Thierarzt für die 
Impfung und die Controle der nöthigen Temperaturmeſſungen aus 
Staatsmitteln gezahlt, wogegen der Viehbeſitzer ſich verpflichten muß, 
zweckmäßige Maßnahmen zur Bekämpfung der Tuberculoſe anzuwenden. 

Der zuerſt für dieſen Zweck beſtimmte Betrag von jährlich 
80.000 Kronen ift — wie bereits erwähnt — über Antrag der Re— 
gierung auf jährlich 100.000 Kronen erhöht worden. Die Tuberculin 
impfung hat eben in Dänemark raſch viele Anhänger gewonnen und 
es ſind ſo viele Geſuche um Staatsunterſtützung zu deren Vornahme 
eingelaufen, daß die anfangs zur Verfügung geſtandenen Beträge nicht 
ausreichten. Bis Ende Auguft 1895 iſt die Impfung bei ungefähr 
47.000 Rindern ausgeführt worden. (Demgemäß dürften ſich die Koſten 


der wahrſch inlich zweimal im Jahre ausgeführten Tuberculinimpfung 


auf circa 4 Kronen pro Jahr belauſen.) 

In Schweden wird in ähnlicher Weiſe wie in Dänemark vor— 
gegangen. 

In Frankreich wurde mit Decret des Präſidenten der Republik 
vom 14. März 1896 zum Schutze gegen den Bezug tuberculöſer Zucht— 
und Nutzrinder aus dem Auslande die Verfügung getroffen, daß die 
zur Einfuhr gelangenden Rinder, die nicht zur Schlachtung beſtimmt 
ſind, in den Grenzſtationen der Impfung mit Tuberculin und einer 
mindeſtens 48ſtündigen Beobachtung unterzogen werden. Die krank 
befundenen Zucht- und Nutzrinder werden, wenn nicht der Importeur 
deren jofortize Schlachtung veranlaßt, von der Einfuhr zurückgewieſen. 
Schlachtrinder dürfen unter Deckung durch einen Geleitſchein des Thier- 
arztes und nach vorgenommener Markirung in öffentliche Schlacht 
häuſer abgeführt werden. Infolge dieſer Verfügung ergaben ſich an der 
Grenze fo maſſenhafte Zurückweiſungen von Vieh aus der Schweiz, daß 
fi) die Grenzeantone darüber beſchwerten, worauf dann auch die Kenn— 
zeichnung ſolcher Thiere am Ohre von Seite der Schweiz vorgefchrieben 
worden iſt. 

Seit Einführung der Tuberculinimpfung beſteht ferner in Frank— 
reich die Anordnung, daß alle Rinder, die auf die Impfung reagirten, 
binnen Jahresfriſt geſchlachtet oder außer Landes gebracht werden müſſen. 
Im Budget von 1898 ſind 400.000 Francs zu dem Zwecke eingeſtellt, 
um Viehbeſitzern eine Entſchädigung zu gewähren, deren Rinder auf 
Grund der vorerwähnten Anordnung geſchlachtet werden. Urſprünglich 
war zu dieſem Zwecke der Betrag von 1,200.000 Fraues vorgeſehen 
geweſen. Man glaubte aber im erſten Jahre mit dem Drittel dieſer 
Summe auszukommen, da die verſeuchten Beſtände erſt nach und nach 
bekannt werden dürften. 

Mit Beginn des Jahres 1897 hat der Polizeipräfect in Paris 
einen eigenen Dienſt eingerichtet, um die Tuberculoſe bei den die Milch 
liefernden Kühen in Paris und im Seinedepartement feſtzuſtellen. Die 
Intereſſenten, die ihre Thiere der Unterſuchung unterziehen laſſen wollen, 
haben fie nach der für die Aufſtelluug der Milchkühe beſtimmten Vieh⸗ 
marktabtheilung zu bringen, und zwar Dienstag und Freitag zwiſchen 


9 und 11 Uhr vormittags. Die zur Unterſuchung beſtimmten Kühe ver- 
bleiben nun bis mindeſtens 4 Uhr des nächſten Nachmittags in Beob⸗ 
achtung. Wenn alle Kühe eines Stalles durch Prüfung mit Tuberculin 
als tuberculoſefrei erkannt ſind, kann hierüber ein ämtliche Beſcheinigung 
ausgeſtellt werden. Dieſes Atteſt wird alle ſechs Monate erneuert, wenn 
die Kühe ohne Unterbrechung der thierärztlichen Beſichtigung unterzogen 
und geſund befunden werden. Die Tuberculinimpſung wird koſtenfrei 
ausgeführt, für die Fütterung und ſonſtige Obſorge der Thiere während 
der Behandlung hat aber der Beſitzer aufzukommen. 

Nach Paris darf nunmehr Milch nur von nicht rengivenden 
Kühen eingeführt werden. 

In Belgien wurden mit der königlichen Verordnung vom 30. Oe 
tober 1895 Maßnahmen vorgeſchrieben, um die Einfuhr tuberculöſer 
Rinder aus dem Auslande zu verhindern und um dieſe Seuche im 
Julande allmählich zu tilgen, wobei genaue Vorſchriften über die Wor- 
nahme der Tuberculinimpfung ergangen find und beſonders auch beſtimmt. 
wurde, daß Thiere, die eine charakteriſtiſche Tuberculinreaction gezeigt 
haben, unter Geſtatlung beſtimmter Ausnahmen binnen Jahresfriſt 
geſchlachtet werden muſſen. 

In der Schweiz wurde durch Bundesrathsbeſchluß vom 24. Juli 
1896 das Landwirthſchafts-Departement ermächtigt, den Cantonen auf 
Verlangen Tuberculin unentgeltlich zu verabfolgen und ihnen die Hälfte 
der aus cantonalen Mitteln für die Impfung von Hausthieren mit 
Tuberculin gemachten Ausgaben zurückzuerſtatten unter der Bedingung, 
daß das Tuberculin nur an Thierärzte abgegeben werden darf und nur 
ſolche mit der Impfung betraut werden; daß die Impfung genau nach 
den durch das eidgenöffifche Landwirthſchafts-Departement zu erlaſſenden 
Vorſchriften erfolge; daß die Impfung bei allen über ſechs Monate 
alten Rindern des betreffenden Beſitzers vorgenommen werde; daß über 
das Ergebniß jeder Impſung dem Landwirthſchafts-Departement nach 
einem vorgeſchriebenen Formulare Bericht erſtattet werde und daß die 
nach dem Ergebniſſe der Impfung der Tuberculoſe dringend verdächtigen 
Thiere durch Ausſchnitt eines Dreieckes aus der Spitze des rechten 
Ohres gekennzeichnet werden. Für Thiere, die bei der Impfung nicht 
reagiren und auch nach der kliniſchen Unterſuchung frei von Tuberculoſe 
find, kann der Impfthierarzt ein Zeugniß nach einem vorgeſchriebenen 
Formulare ausſtellen. 

Der Geſundheitsrath des Staates New⸗York hat einen Bericht 
veröffentlicht, der das Ergebniß von Berathungen eines Ausſchuſſes 
dieſer Behörde und der Geſundheitsbehörde der Stadt New Pork über 
Tuberculoſe beim Vieh iſt. Darin wird hervorgehoben, daß die Ver⸗ 
breitung dieſer anſteckenden Krankheit im Staate überhand nimmt und 
das einzige Mittel dagegen die ſofortige Tödtung des erkrankten Viehes 
iſt. Als Hilfsmittel bei der Tilgung der Seuche wird das Tuberculin 
empfohlen. Der Bericht beantragt ferner, daß der Staat zur Unter— 
drückung der Krankheit 300.000 Dollars bewilligen ſoll. Zur unent— 
geltlichen Abgabe von Tuberculin an die Landwirthe wurden übrigens 
im Jahre 1895 von den Vereinigten Staaten Nordamerikas 1 ½ Mil— 
lionen Dollars bewilligt. Hier ſei gleich erwähnt, daß der Verſuch, die 
Tuberculoſe der Rinder durch ſofortige Schlachtung aller kranken Thiere 
zu tilgen, thatſächlich im Staate Maſſachuſetts gemacht worden iſt, 
bald aber als undurchführbar aufgegeben werden mußte. 

In Italien hat das Miniſterium des Innern mit Erlaß vom 
25. Jänner 1895 auf die Vortheile des Tuberculins als diagnoſtiſches 
Mittel hingewieſen und deſſen Verwendung beſonders bei Milchkühen 
behufs Vermeidung des Gebrauches und Verkaufes der Milch tubercu— 
löſer Thiere empfohlen. 

Auch von den meiſten deutſchen Bundesſtaaten wird die Durch- 
führung der Tuberculinimpfung gefordert. 

Hier möge nur das Rundſchreiben des königlich preußiſchen Miniſters 
für Landwirthſchaft, betreffend die Bekämpfung von Tuberculoſe unter 
den Hausthieren vom 20. Juli 1896 angeführt werden: 

„Der deutſche Laudwirthſchaftsrath hat im vorigen Jahre nach 
Berathung der Maßregeln zur Bekämpfung der Tuberculoſe unter den 
Hausthieren unter anderem beſchloſſen, den Herrn Reichskanzler zu 
erſuchen, unter Gewährung einer Beihilfe verſuchsweiſe in einzelnen 
hiefür geeigneten Wirthſchaften eine Tuberculoſetilgung nach den vom 
Prof. Bang auf dem internationalen hygieniſchen Eongreſſe in Buda⸗ 
peſt dargelegten Grundſätzen ins Werk zu ſetzen.“ 

„Auch die techniſche Deputation für das Veterinärweſen hat in 
einer am 27. März 1896 unter Zuziehung hervorragender Landwirthe 
abgehaltenen Sitzung diefe Maßregel empfohlen und gleichzeitig die 
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Verbreitung einer Anweiſung gewüuſcht, die in kurzer belehrender Form 
die Landwirthe mit der Bedeutung der Tuberculoſe und dem Verfahren 
bekannt macht, wie dieſe Krankheit in den Rindviehbeſtänden getilgt 
werden kann.“ 


„Da die in Ausſicht genommene geſetzliche Regelung der Be: 
kämpfung der Tuberculoſe wegen der Schwierigkeit der dabei zu löſenden 
Fragen vorausſichtlich noch längere Zeit hinſtehen wird, beabſichtigte 
ich in der Zwiſchenzeit den erwähnten Anträgen des Landwirthſchafts— 
rathes und der Veterinärdeputation Folge zu geben.“ 

„Was die unter ſtaatlicher Aufficht aufzuſtellenden Tilgungsver— 
ſuche betrifft, fo ſollen fie den Landwirihen den Beweis liefern, daß 
durch das angegebene Verfahren bei ſorgfältiger Ausführung in der 
That eine Tilgung der Krankheit und die Schaffung tubereuloſefreier 
Viehbeſtände möglich iſt. Es wird darauf ankommen, die Verſuche in 
verſchiedenen Landestheilen unter verſchiedenen klimatiſchen Verhältniſſen 
und in verſchiedenartigen Wirthſchaftsbetrieben vorzunehmen.“ 

„Die Koſten der Impfungen und der geſammten thierärztlichen 
Thätigkeit ſollen aus der Staatscaſſe beſtritten werden. Deu Beſitzern 
wird ferner eine Entſchädigung zugeſichert, falls wider Erwarten infolge 
der Impfungen Viehverluſte eintreten. Auch iſt es uicht ausgeſchloſſen, 
daß zu den Koſten der zur Durchführung der Tilgungsmaßregeln er— 
forderlichen Einrichtungen eine Beihilfe aus der Staatscaſſe gewährt wird.“ 

Bei der VIII. Plenarverſammlung des deutſchen Veterinärrathes 
am 9. und 10. October 1897 zu Caſſel wurde hinſichtlich der hygie— 
niſchen und veterinär-polizeilichen Bekämpfung der Tuberculoſe der nach— 
ſtehende Beſchluß geſaßt: 

„Der Veterinärrath ſieht in der Zunahme der Tuberculoſe des 
Nindviehes eine Gefahr ſowohl für die Rindvieh- und Schweinezucht 
als auch für das milch- und fleiſchconſumirende Publicum, der nur 
durch planmäßige Zwangsimpfung mit Tuberculin, verbunden mit 
einer Verſicherung, beziehungsweiſe Entſchädigung begegnet werden kann.“ 

„Die Zwangstilgung der Tuberculoſe läßt ſich nur ermöglichen 
durch Einführung der allgemein verbindlichen Fleiſchbeſchau und Ein⸗ 
richtung einer Zwangsverſicherung gegen Tuberculoſeſchäden, am beſten 
einer Schlachtviehverſicherung unter Gewährung eines Staatszuſchuſſes.“ 

In einem franzöſiſchen „projet de loi“ (vom Jahre 1895), 
welches wohl bald zum Geſetze wird, wird die Frage der Bekämpfung 
der Tuberculoſe unter Anwendung des Tuberculins, und zwar beſonders 
die Frage der zu leiſtenden Entſchädigung für das geſchlachtete Vieh 
bündig, klar und in einer ſehr praktiſchen Weiſe gelöst, wie folgt: 

§ 1. Jedes Stück Horuvieh, welches für tuberculös erklärt wurde, 
wird über Anordnung der politiſchen Behörde des betreffenden Landes— 
kreiſes (prefet) geſchlachtet. 

§ 2. Diejenigen Stücke Vieh, welche der Tuberculoſe verdächtigt 
wurden, werden mittelſt der Tuberculinimpfung unterſucht und, falls 
ſie auf die Tuberculineinſpritzung reagiren, ebenfalls geſchlachtet. 

§ 3. Im Falle, daß die Tuberculoſe entweder am lebendem 
Thiere oder bei der Section gefunden wurde, werden alle in naher 
Berührung mit jenem geweſenen Thiere der Unterſuchung mittelſt der 
Tuberculinimpfung unterworfen. Diejenigen Thiere, welche dabei tubercu— 
lös befunden wurden, dürſen nur zum Schlachten verkauft und müſſen 
binnen Jahresfriſt geſchlachtet werden. Dieſe Friſt kann auf Antrag des 
Beirathes für Infectionskrankheiten zwar verlängert werden, dann aber 
en der Beſitzer das Recht, Anſpruch auf Entſchädigung (8 4) zu 
erheben. 

Ferner wird ein ſolches Thier, welches auf die Tuberculinimpfung 
reagirte und nicht gleich geſchlachtet wurde, auf Anordnung der betreffen— 
den Behörde ſogleich geſchlachtet, falls im Laufe der genannten Jahres 
friſt kliniſche Erſcheinungen der Tuberculoſe bei ihm aufgetreten ſind. 

§ 4. Wenn das Fleiſch eines Thieres inſolge der Tuberculoſe 
entweder vollſtändig oder nur theilweiſe vernichtet werden mußte, ſo 
kaun der Beſitzer eine Entſchädigung beanſpruchen, und zwar: 

a) In der Höhe des vierten Theiles des Werthes der Waare, 
falls das Thier auf Anordnung der Behörde geſchlachtet wurde; 

b) in der Höhe dagegen der Hälfte des Werthes der Waare, falls 
das Thier im Laufe der genannten Jahresfriſt ins Schlachthaus geliefert 
wurde und bei der Unterſuchung desſelben keine kliniſchen Erſcheinungen 
der Tuberculoſe ſich ergaben. 

f In anderen Fällen kann der Beſitzer Anſpruch auf Entſchädigung 
für das geſchlachtete Vieh vom Staate nicht erheben. 


Im weiteren normirt dieſer Geſetzentwurf die Bemeſſung der 
Strafen für die Uebertretung der vorſtehenden Beſtimmungen. 

Die Maßregeln, welche von den Staaten ergriffen wurden, hatten 
wiederum zahlreiche, in großem Maßſtabe ausgeführte Verſuche zur Folge. 

Nocard hatte an 1500 Thieren die Tuberculinimpfung ausgeführt, 
davon wurden 124 Thiere von ihm an der Hand der Tuberculinreaction 
als tuberculös erkanut. Die Section hat, einen Fall ausgenommen, in 
allen anderen tuberculöſe Veränderungen in den Organen ergeben. Von 
den 78 Thieren, bei welchen das Ergebniß der Tuberculinimpfung un⸗ 
deutlich und unſicher war, haben 9 Thiere bei der Section ſich als 
tuberculös erwieſen. Die tuberculöſen Veränderungen in den Organen 
dieſer Thiere waren aber ſo ausgeſprochen, daß die Krankheit wohl am 
Leben mittelſt der üblichen phyſikaliſchen Unterſuchungsmethoden bemerkt 
werden konnte. In ſolchen Fällen iſt, wie friiher erwähnt wurde, die 
Reaction nach Tuberculinimpfung gewöhnlich undeutlich. Aber in jenen 
Fällen iſt die Anwendung des Tuberculins zur Erkennung der Krankheit 
auch überflüſſig. 

Feſer hatte im Auftrage der bayerischen Regierung 443 Stück 
Vieh geimpft. Seine Erfahrungen ſtimmen mit jenen von Nocard und 
Bang überein. 

Bang, welchem die Hilfe von 210 Thierärzten zu Gebote ſtand, 
hatte bis Ende 1895 54.303 Stück Vieh geimpft; er hatte davon 
20.665 oder 387% tuberculös befunden. 

Bei Gelegenheit der Verſuche mit Tuberculin wurde von allen 
Forſchern beobachtet, daß die Tuberculoſe nicht vererbt wird. Bang und 
Nocard z. B. ziehen aus ihren Verſuhen übereinſtimmend den Schluß, 
daß es genügt, die Kälber von den tuberculöſen Kühen zu trennen und 
mit gekochter Milch zu ernähren, um ſie geſund zu erhalten. Dieſer 
Umſtand erleichtert die Bekämpfung der Tuberculoſe. Man kann in der 
That an der Hand dieſer Beobachtung von mit Tuberculoſe afficirten 
Thieren einen geſunden Nachwuchs erhalten und auf dieſe Weiſe in drei 
Jahren ohne Aufwand von bedeutenden Koſten zu einem neuen Vieh⸗ 
beſtand gelangen. 

Daß die Tuberculoſe nicht vererbt wird, deutet ſchon die Beob⸗ 
achtung an, daß die Kälber nur ſelten tuberculös gefunden werden. 

In Oeſterreich wurde die Tuberculinimpfung bisher nur in be⸗ 
ſchränktem Maße angewendet. Wir erfahren nämlich aus dem Berichte 
Rudovsky's, daß Gerſtenberger in Villach die Tuberculinimpfung an 
7 Thieren, Schwammel in Zwettl an 10 Thieren, Münzer in Plan 
an 146 Thieren ausgeführt hatten; daß ſolche Verſuche auch von Haupt⸗ 
mann in Kamenitz, von Wieninger in Schärding gemacht, daß ferner 
Obratſchai in Schleſien von 173 Stück aus der Schweiz eingeführten 
Simmenthaler-Vieh die Hälfte (50%) tuberculös befunden hatte, daß 
aber daneben noch 20% von dieſem Vieh auf Tuberculoſe verdächtig 
war. Wir erfahren ferner, daß auf Antrag der k. k. mähriſchen Land— 
wirthſchafts⸗Geſellſchaft das k. k. Ackerbau-Miniſterium die Verſuche mit 
Tuberculinimpfung in Mähren mit 500 fl. unterſtützt und daneben 
1000 Doſen Tuberculin für die Zwecke dieſer Verſuche zur Verfügung 
geſtellt hat. 

Es haben fich darauf 720 Viehbeſitzer bereit erklärt, ihre 5684 Stück 
Rinder auf Tuberculoſe unterſuchen zu laſſen. Die Impfung konnte 
aber nur an 855 Stück ausgeführt werden. Es wurden aber bereits 
früher, und zwar im Jahre 1896, auf Koſten der Beſitzer 663 Rinder 
und im Jahre 1897 ebenfalls auf Koſten der Viehbeſitzer die Tuber— 
culinimpfung bei 796 Rindern vorgenommen, ſo daß zuſammen bisher 
2314 Stück Vieh geimpft wurden. 

Das Ergebniß dieſer Tuberculinimpfungen war, daß an 922 — 
398%), von den unterſuchten Thieren die Tuberculoſe mit Sicherheit 
erkannt wurde, daß aber außerdem noch 102 Stück — 44% als der 
Tuberculoſe verdächtig erklärt werden mußten. 

Die erſten Verſuche in Galizien ſind von mir angeregt worden 
und wurden auf dem Gute des Herrn Wiktor bei Rzeszoͤb am 13. Mai 
1895 ausgeführt. Es wurden dort zwei Viehbeſtände, und zwar im 
ganzen 154 Rinder holländiſcher Raſſe unterſucht und 70% davon 
tuberculös gefunden, darunter befand ſich eben eine Kuh, von deren 
Auszeichnung auf der Landesausſtellung in Lemberg mit dem erſten 
Preiſe ich bereits Erwähnung gemacht habe. 

Als anderthalb Jahre ſpäter auf demſelben Gute Tuberculin— 
impfungen ausgeführt worden waren, wurden nur 6% von dem ganzen 
Viehbeſtande tuberculös gefunden, was auf den günſtigen Einfluß der 


Abſonderung der kranken Rinder, ſowie der Trennung der jungen 
Kälber von den tuberculöſen Müttern zurückzuführen iſt. Dieſer Vieh⸗ 
beftand wird jetzt durch den Gutsbeſitzer regelmäßig mittelſt der Methode 
der Tuberculinimpfung unterſucht. Jedes angekaufte Rind wird eben— 
falls der Unterſuchung unterzogen und iſt der Viehſtand faſt ganz tuber— 
culoſefrei. 

Ju Betrachtung dieſer von mir ausgeführten Verſuche, ſowie der 
Reſultate, welche in anderen Ländern aus den Tuberculinimpfungen 
ſich ergaben, hafte im Jahre 1897 der Landesausſchuß die Ausführung 
weiterer Unterſuchungen mit der Summe von 500 fl. unterſtützt. 

Ich habe mit Hilfe meiner Aſſiſtenten und junger Aerzte aus meiner 
Umgebung vom Jahre 1895 bis dato 1084 Rinder auf 16 Landgütern 
geimpft. Die Procentzahl der tuberculöſen Rinder wurde im Mittel zu 
62% bei den fremden Raſſen und zu 14% bei der einheimiſchen Naſſe 
gefunden. 


Wie die Beobachtungen ergaben, iſt die Tuberculoſe unter dem 
Vieh faſt überall gleich verbreitet. Es iſt angezeigt, Maßregeln zur Be— 
kämpfung derſelben zu ergreifen. Andere Länder find uns mit Beiſpiel 
vorangegangen; wir können nicht zurückbleiben, ohne die Intereſſen 
unſerer Landwirthſchaft, auch ohne die öffentliche Geſundheit in unſerem 
Lande zu gefährden. 

Die wirkſame Bekämpfung der Tuberculoſe des Rindviehes in 
den Nachbarländern kann, falls wir zurückbleiben, zur Folge haben, daß 
der Einfuhr unſeres Rindviehes in die Nachbarſtaaten Hinderniſſe in 
den Weg geſtellt werden oder daß die Nachfrage nach unſerem Rindvieh 
au ausländiſchen Märkten ſinken wird, wodurch wieder der Wohl— 
ſtand . s sdwirthſchaftlichen Bevölkerung, mithin der breiten Volks— 
ſchichten des Staates, bedroht wird. 

Die Regierung muß die Leitung des Kampfes gegen die Tuber— 
culoſe in die Hand nehmen. Sie muß die Ausarbeitung einer Reihe 
von die Bekämpfung der Tuberculoſe fördernden Geſetzen anſtreben. 
Vor allem müßten die Schäden ins Auge gefaßt werden, welche die 
Nichteingliederung der Tuberculoſe unter die Infectionskrankheiten zur 
Folge hatten. Ich will hier als Poſtulate, welche ſich daraus ergeben, 
nur die Abſonderung der tuberculöſen Kranken in den Spitälern, die 
obligatoriſche Desinfection der Wohnungen, ſowie der Kleider und 
Wäſche von tuberculöſen Kranken nennen. 

Zunächſt aber und in erſter Linie ſollte ein Geſetz vorbereitet 
werden, welches die Verbreitung der Tuberculoſe durch das Fleiſch und 
durch die Milch kranker Thiere hindern würde. 

Ich würde vorſchlagen, eine beſtändige, aus Fachmännern zu be- 
ſtehende Commiſſion zu ernennen, welcher die Ausarbeitung der dieſe 
Frage betreffenden Geſetzesvorlagen übertragen werden könnte. 

Da aber einige Zeit vorübergehen würde, bis die Frage ſtudirt 
und die Geſetzesvorſchläge erwogen werden, ſowie bis die betreffenden 
Geſetze in Kraft treten könnten, fo ſollte vorläufig mittelſt miniſterieller 
Verordnungen den Pandwirihen die Unterſuchung ihrer Viehbeſtände mit 
dem Tuberculin erleichtert, reſpective ermöglicht werden. Zu dieſem 
Zwecke müßten vom Staate Mittel zur Deckung der Koſten der Jupfung 
des Rindviehes bei denjenigen Viehbeſitzern, welche geneigt wären, ſolche 
Verſuche auszuführen, beſtimmt werden. Bei der Ausführung ſolcher 
Verſuche müßte aber ein gleichmäßiges, einheitliches Vorgehen beobachtet 
werden. Dies könnte mit einer Ausgabe von belehrenden Vorſchriften 
erreicht werden. 


Auf Grund vorſtehender Darlegungen erlaube ich mir zu 
antragen, der Beirath wolle der hohen Regierung vorſchlagen: 

1. Ausreichende Geldmittel behufs Deckung der Koſten der Tuber— 
culinimpfung des Rindviehes bei ſolchen Viehbeſitzern, welche bereit ſind, 
derartige Verſuche auszuführen, zur Verfügung zu jtellen und ſich behufs 
Durchführung der Tuberculinimpfung mit deu Landesausſchüſſen ins 
Einvernehmen zu ſetzen. 

2. Eine populäre Belehrung über den Nutzen und die Ausführung 
der Tuberculinimpfung des Rindviehes veröffentlichen zu laſſen. 

3. Eine ſtändige Commiſſion von Fachmännern etwa als er⸗ 
weitertes Specialcomité des Oberſten Sanitätsrathes unter Zuziehung 
außerordentlicher Mitglieder) einzuſetzen, deren Aufgabe es wäre, geſetz⸗ 
liche Maßregeln zur Bekämpfung der Tuberculoſe überhaupt vorzuſchlagen 
und vorzubereiten. 
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Mittheilungen ans der Praxis. 


Die im $11 Gemeindeordnung für Böhmen enthaltene Verpflichtung 
Auswärtiger zum Nachweiſe der Heimatberechtigung gegenüber der 
Aufenthaltsgemeinde erſtreckt ſich, was die einem Auswärtigen 
unterſtehenden Bedienſteten anbelangt, uur auf ſolche Bedienſtete, 
welche in einem Dienſtverhältniſſe ſtehen und unter deren Heimat⸗ 
nachweiſen Dienſtbotenbücher zu verſtehen ſind. 

Unterm 19. März 1896, Z. 92, hat der Gemeindevorſteher in Z. 
an den herrſchaftlichen Gutsverwalter Richard K. daſelbſt im Grunde 
des §S 11 der Gemeindeordnung für Böhmen die Aufforderung erlaſſen, 
binnen 8 Tagen den Nachweis feiner Zuſtändigkeit, ſowie auch der 
Heimatzuſtändigkeit der ihm untergebenen Bedienſteten, ſofern ſie in 
der Gemeinde Z. nicht heimatberechtigt ſind, vorzulegen. 

Dagegen recurrirte Richard K. an die Bezirkshauptmannſchaft in 
S.) und machte geltend, daß eine derartige Aufforderung im Hinblicke 
auf §S 11 Gemeindeordnung nur auf Grund eines Gemeindeausfchuf- 
beſchluſſes, daher nicht vom Gemeindevorſteher allein erfolgen kann, 
daß er als Gemeindegenoſſe — nachdem er in der Gemeinde Steuer 
zahlt — zum Nachweiſe ſeiner Zuſtändigkeit nicht verhalten werden 
könne, und daß es endlich geſetzſich unzuläſſig ſei, von ihm zu ver— 
langen, daß er auch den Heimatnachweis für die ihm untergebenen 
herrſchaftlichen Bedienſteten, ſomit für dritte Perſonen erbringe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in S. hat mit dem Beſcheide vom 
20. Mai 1896, Z. 9936, dieſem Recurſe keine Folge gegeben, und zwar 
rückſichtlich des Auftrages zur Vorlage des eigenen Zuſtändigkeitsnach⸗ 
weiſes des Recurrenten im Hinblicke auf § 103 der Gemeindeordnung, 
weil nicht anzunehmen iſt, daß der Gemeindevorſteher, indem er die 
Vorlage des Zuſtändigkeilsnachweiſes im Sinne des § 11 der Gemeinde⸗ 
ordnung ve laugt, ein Geſetz verletzen würde. Allein auch die angeordnete 
Vorlage der Nachweiſe uber das Heimatrecht der dem Necurrenten unter 
gebenen Bedienſteten ſei nach § 35 der Dienſtbotenordnung umſomehr 
begründet, als der Recurrent nicht nachgewieſen habe, daß er die Dienſt⸗ 
botenbücher dieſer Bedienſteten thatſächlich, wie es die eitirte Geſetzes⸗ 
ſtelle vorſchreibt, innerhalb der dreitägigen Friſt vom Zeitpunkte der 
Dienſtesaufnahme beim Gemeindeamte erlegt hätte. 

In dem dagegen eingebrachten Sta'thaltereivecurfe wendete Richard 
K. ein, daß auf den vorliegenden Fall § 103 der Gemeindeordnung 
keine Anwendung findet, weil die angefochtene Verfügung von dem Ge⸗ 
meindevorſteher und nicht von dem Gemeindevorſtande getroffen wurde, 
und daß auch die Berufung auf die Beſtimmungen der Dienftboten- 
ordnung unrichtig ſei, weil die betreffenden Bedienſteten nicht von ihm 
aufgenommen wurden und daher auch nicht als ſeine Dienſtboten anzu— 
ſehen ſind. 

Die Statthalterei ließ zunächſt ſicherſtellen, ob die angefochtene 
Verfügung des Gemeindevorſtehers auf Grund eines Ausſchußbeſchluſſes 
erfolgt iſt. Hierüber berichtete das Gemeindeamt, daß in dieſem concreten 
Falle zwar ein Gemeindeausſchußbeſchluß nicht eingeholt wurde, daß jedoch 
der Ausſchuß in den letzten Jahren wiederholt beſchloſſen habe, daß jeder 
Gemeindegenoſſe, der in die Gemeinde kommt, ſein Heimatrecht nachzu— 
weiſen habe. Dieſe Beſchlüſſe ſeien nicht ausdrücklich protokollirt worden, 
da die erwähnte Verpflichtung als ſelbſtverſtändlich angeſehen wurde. 
Das Gemeindeamt producirte ferner eine Abſchrift des Sitzungsproto⸗ 
kolles ddo. 25. October 1896, worin die Ausſchußmitglieder beſtätigen, 
daß der an Richard K. ergangenen Auftrag vom 17. Mai 1896, Z. 92, 
auf Grund früherer Beſchlüſſe des Ausſchuſſes, wonach jeder Gemeinde— 
genoſſe ſich über ſein Heimatrecht auszuweiſen habe, erfolgt iſt. Das 
Protokoll enthält ferner den ausdrücklichen neuerlichen Beſchluß, daß in 
Hinkunft jeder Gemeindegenoſſe, ſei er wer immer, ſich über ſeine Zu— 
ſtändigkeit auszuweiſen habe. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 3. April 1897, 
Z. 15.744, der Berufung des Richard K., inſoferne dieſelbe gegen den 
dem Recurrenten ertheilten Auftrag zur Vorlage feines eigenen Heintat- 
nachweiſes gerichtet war, aus den Gründen des angefochtenen Beſcheides 
keine Folge gegeben. 

Dagegen wurde der dem Recurrenten ertheilte Auftrag, auch die 
Heimatnachweiſe der ihm unterſtehenden Bedienſteten vorzulegen, mit 
Rückſicht auf die Beſtimmungen des § 35 der böhmiſchen Dienſtboten⸗ 
ordnung nur inſoweit aufrecht erhalten und beſtätigt, ſoweit ſich dieſer 


— 


) Abſatz 2 des bezogenen Paragraphen räumt dem Auswärtigen, wenn 
er ſich in dieſer Beziehung durch eine Verfügung der Gemeinde beſchwert erachtet, . 
das Recht ein, ſich um Abhilfe an die politiſche Bezirksbehörde zu wenden. 
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Auftrag auf jene Perfonen bezieht, welche zum Recurrenten im Dienſt⸗ 
botenverhältniſſe ſtehen und demgemäß unter den Heimatnachweiſen 
Dienſtbotenbücher zu verſtehen ſind; im übrigen wurde jedoch dieſer 
Auftrag als im Geſetze nicht begründet behoben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand mit dem Erlaſſe vom 
20. December 1897, Z. 39.137, dem gegen dieſe Statthaltereientſcheidung 
gerichteten Miniſterialrecurſe des Richard K. aus den Motiven der an— 
gefochtenen Entſcheidung keine Folge zu geben. R. 


Die Entſcheidung eines zwiſchen coneeſſionirten Kleinbahnen in 

Bezug auf die wechſelſeitige Benützung der Bahn und der Betriebs- 

mittel entſtandenen Eonflictes kommt den Verwaltungsbehörden zu. 

(SS 10 lit. g und 13 der M. Bog. vom 14. September 1854, R. G. Bl. 

Nr. 238, Art. XVI der M. Bdg. vom 31. December 1894, R. G. Bl. 
Nr. 2 ex 1895.) 

In der Rechtsſache des O. als Eigenthümers und Coneeſſionärs 
der Prager Tramwayunternehmung gegen die Prager Stadtgemeinde 
wegen Beſitzſtörung wurde in erſter Inſtanz der Einwendung der 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges ſtattgegeben und das Verfahren eingeſtellt. 
Gründe: Das Klagebegehren lautet dahin, zu erkennen, Kläger ſei 
als Conceſſionär und Eigenthümer der Pferdebahn im Beſitze der von 
ihm in der Kgaſſe in kgl. Weinberge gelegten Geleiſe von der Beklagten 
dadurch geſtört worden, daß ſelbe die beſtandenen Geleiſe herausreißen 
und entfernen und an deren Stelle Geleiſe der elektriſchen Bahn legen 
ließ, welche, mit den Geleiſen der Pferdebahn verbunden, ein Ganzes 
und eine Kreuzung bilden. Mit Rückſicht darauf jedoch, daß dem 
Kläger — wie aus der Intimation der k. k. Statthalterei vom 19. Auguſt 
1882 hervorgeht — die Conceſſion zum Baue der Pferdebahn vom 
k. k. Handelsminiſterium ausdrücklich mit der Beſtimmung ertheilt 
worden iſt, daß der Conceſſionär verpflichtet ſei, ſich allen im Intereſſe 
des Verkehres und insbeſondere im öffentlichen Intereſſe — wenn auch 
ſpäter erlaſſenen Verordnungen und Verfügungen zu unterwerfen; 
weiter daß der geklagten Gemeinde mit der Kundmachung des k. k. Eifen- 
bahnminiſteriums vom 30. September 1897 die Conceſſion zur Er⸗ 
richtung einer elektriſchen Bahn nach dem genehmigten Plane, in welchem 
eben die Kreuzung der Geleiſe beider Bahnen eingezeichnet geweſen, ertheilt 
wurde; daß laut Verordnung des k. k. Eiſenbahnminiſteriums vom 13. No⸗ 
vember 1897 die vom Kläger gegen die Durchführung der fraglichen Kreuzung 
der Geleiſe erhobenen Einwendungen als unberechtigt erkannt wurden, 
weil zu der im öffentlichen Intereſſe ergangenen Verordnung der Durch⸗ 
führung der Kreuzung beider Bahnen die Staatsverwaltung auf Grund 
der oben angeführten Conceffion des Klägers berechtigt erſcheint; endlich 
mit Rückſicht darauf, daß es laut Erlaſſes desſelben Miniſteriums vom 
24. November 1897, womit die Detailpläne der beſagten Kreuzung ge⸗ 
nehmigt wurden, von dem Expropriationsverfahren betreffs der Er— 
richtung jener Kreuzung ſein Abkommen gefunden hat; gewann das 
Gericht die Ueberzeugung, daß es ſich vorliegend um eine Einrichtung 
handelt, welche zufolge einer von der Verwaltungsbehörde im eigenen 
Wirkungskreiſe und im öffentlichen Intereſſe erfloſſenen Verordnung, 
auf Grund der Conceſſion des Klägers durchgeführt wurde und daß 
die Entſcheidung hierüber, ſowie überhaupt über die Errichtung und 
Einrichtungen von Bahnen, welche als dem öffentlichen Intereſſe dienende 
Inſtitute anzuſehen find, den Verwaltungsbehörden zuſteht. 

Ueber den Recurs des Klägers hat die zweite Inſtanz den obigen 
Beſchluß aufgehoben und dem Bezirksgerichte verordnet, unter Abſehen 
von dem für die Einſtellung des Verfahrens geltend gemachten formellen 
Grunde in der Sache ſelbſt dem Geſetze gemäß das weitere Amt zu 
handeln; denn wenn auch die Errichtung und Durchführung der frag⸗ 
lichen Kreuzung der Geleiſe auf Grund der Bewilligung des k. k. Eifen- 
bahnminiſteriums erfolgte, ſind doch zur Beurtheilung der Frage, ob 
in dieſer Errichtung und Durchführung der Kreuzung eine Beſitzſtörung 
gelegen ſei, lediglich die Gerichte berufen, weil der Kläger behauptet, 
daß ihm das Recht des ruhigen Beſitzes der von ihm gelegten, ihm 
gehörigen und von ihm benützten Geleiſe, ſowie der ruhige Beſitz des 
mit der Legung der Geleiſe und des Fahrbetriebes auf deuſelben ver⸗ 
bundenen Benützungsrechtes des gemietheten Gaſſengrundes auf Grund 
des mit der Gemeinde kgl. Weinberge geſchloſſenen Vertrages vom 
7. Februar 1884, ſomit aus einem privatrechtlichen Titel zuſteht und 
er den Schutz dieſes Rechtes begehrt; die Entſcheidung darüber jedoch, 
ob eine beſtimmte Perſon im Beſitze einer Sache oder eines auf einem 
privatrechtlichen Titel fußenden Rechtes geſtört worden iſt, lediglich der 
Competenz der Gerichte unterſtellt iſt. 


Der oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 23. März 1898, 
Z. 4046, dem Reviſionsrecurſe der geklagten Gemeinde Folge gegeben 
und in Abänderung des Beſchluſſes des Recursgerichtes jenen der erſten 
Inſtanz wieder hergeſtellt, wobei erwogen wurde, daß es ſich um den 
Conflict einer beſtehenden Kleinbahnunternehmung im Sinne des Art. XVI 
des Geſetzes vom 31. December 1894, R. G. Bl. Nr. 2 vom Jahre 1895, 
und einer neu entſtandenen, ordnungsmäßig conceſſionirten Kleinbahn⸗ 
unternehmung wegen Kreuzung eines Geleiſes der bereits beſtehenden 
durch die andere Bahn, alſo um eine Angelegenheit, welche unter die 
Beſtimmung des § 10 lit. g der Miniſterialverordnung vom 14. Sep: 
tember 1854, R. G. Bl. Nr. 238, fällt, handelt, daß in dieſem Streit- 
falle bereits das k k. Eiſenbahnminiſterium mit der Entſcheidang vom 
24. November 1897 jene ſtreitige Frage zwiſchen den beiden Bahnen 
wegen Kreuzung der Geleiſe geregelt hat, daß gemäß 8 13 der citirten 
Miniſterialverordnung vom 14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238, 
„Angelegenheiten, welche ſich auf die Vollziehung dieſer Beſtimmungen 
beziehen, vom Rechtswege ausgeſchloſſen ſind“, daß dieſem nach der erſt— 
richterliche Beſchluß wiederherzuſtellen war. („Ger.⸗Ztg.“) 


Die Beſtimmung des § 10 des Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. 

Nr. 222, hat ſinungemäß auch auf jene Dieuer Anwendung zu 

finden, welche bereits vor der Geltung des gedachten Geſetzes eine 
definitive Anftelung erlangt und ihr Amt angetreten hatten. 

Anläßlich der Verpflegung des Kindes des ſeit 24. April 1894 
als k. k. Poſtamtsdiener beim k. k. Poſtamte in J. definiliv angeſtellten 
Joſef B., welcher vor Antritt ſeines Amtes, bezw. vor der Geltung des 
Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222, unbeſtritten in 
W. heimatberechtigt war, kam die Frage der Zuſtändigkeit des Joſef B. 
zur Eutſcheidung. Da zwiſchen der Bezirkshauptmannſchaft J. und dem 
Stadtmagiſtrat in J. eine Uebereinſtimmung nicht zuſtande kam, 
erkannte die Statthalterei in J. mit der Entſcheidung vom 29. Auguſt 1898, 
Z. 31.113, im Grunde des § 40 des Geſetzes vom 3. December 1863, 
R. G. Bl. Nr. 105, daß Joſef B. ſeine Zuſtändigkeit in W. beibehalten 
habe, weil nach § 10 des Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. 
Nr. 222, Staatsdiener das Heimatrecht in dem Orte ihres ſtändigen 
Amtsſitzes nur mit dem Antritte des Amtes erlangen und dieſe 
Geſetzesbeſtimmung einen Einfluß auf die Aenderung der Zuſtändigkeit 
des Joſef B. nicht haben konnte, da dieſer ſein Amt ſchon am 24. April 
1890, alſo vor Geltung des bezogenen Geſetzes, angetreten hatte und 
während der Geltung desſelben ein neuerlicher Amtsantritt in einem 
anderen Orte ſeinerſeits nicht ſtattfand. 

Ueber Recurs der Gemeinde W. hob das k. k. Miniſterium des 
Innern mit Erlaß vom 14. November 1898, Z. 37.322, die Statt⸗ 
halterei-Entſcheidung auf und erklärte den Joſef B. nach J. zuſtändig 
in der Erwägung, daß die Beſtimmung des $ 10 des Geſetzes vom 
5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222, derzufolge unter anderem 
definitiv angeſtellte Staatsdiener mit dem Antritte ihres Amtes das 
Heimatrecht in der Gemeinde erlangen, in welcher denſelben ihr ſtändiger 
Amtsſitz angewieſen wurde, ſinngemäß auch auf jene Diener Anwendung 
zu finden hat, welche bereits vor der Geltung des gedachten Geſetzes 
eine definitive Anftellung erlangt und ihr Amt angetreten hatten, indem 
das Geſetz eine dem entgegenſtehende Einſchränkung nicht enthält.“) Z. 


Literatur. 


Das Recht der Zahntechniter. Rechtsgutachten. Von Dr. Alois 
Heilinger. Wien 1898, Manz'ſche Hof- und Univerſitätsbuchhandlung. 19 S. 

Einen dankenswerthen, wiſſenſchaftlichen Beitrag zu der durch die neuere 
Gewerbegeſetzgebung hervorgerufenen Literatur über den Umfang der einzelnen 
Gewerberechte bietet das vorliegende, präciſe gearbeitete Rechtsgutachten des in 
der gewerberechtlichen Literatur bekannten Autors. Das von demſelben im In⸗ 
tereſſe einer ſcharfen Beleuchtung und folgerichtigen Löſung des Kampfes der 
Zahntechniker mit den Zahnärzten im engen Rahmen von 19 Octavfeiten unter 
Berückſichtigung der fachgewerblichen Publiciſtik verarbeitete Material muß als 


3 Mitt dieſer Entſcheidung hat das Miniſterium des Innern die bisher 
feſtgehaltene in der Zeitſchr. f. V. Nr. lk ex 1898 mitgetheilte Rechtsanſchauung, 
wonach die cit. Geſetzesbeſtimmung nur auf jene Diener Anwendung zu finden 
habe, welche ihr Amt in der betreffenden Gemeinde infolge Ernennung oder 
Verſetzung während der Geltung dieſes Geſetzes neu antreten, aufgegeben. 
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kritiſch und glücklich geſichtet erklärt werden. Der Autor kommt im Laufe feiner 
Unterſuchung dahin, daß die bisherige behördliche Auslegung der die Rechte der 
Zahntechniker regelnden kaiſerlichen Entſchließung vom 10. September 1842 nicht 
im Geſetze begründet erſcheint; insbeſondere ſei es unrichtig, wenn der Ver: 
waltungsgerichtshof die Zahntechnik als „Verfertigung künſtlicher Zähne und Ge⸗ 
biſſe mit Ausſchluß von Verrichtungen im menſchlichen Munde“ definirt. Nach 
den Ausführungen Dr. Heilinger's erſcheint es als ſicher, daß die Zahntechniker 
geſetzlich auch zum Abdrucknehmen und Einſetzen künſtlicher Zähne, Abzwicken, 
Abfeilen und Abkneipen von Zähnen und Zahnwurzelſpitzen, ſowie zum Reinigen 
echter Zähne berechtigt find. Der Verfaſſer weist ferner dem jüngſten Normatın 
betreffend das Zahntechnikergewerbe, nämlich dem Miniſterialerlaß vom 20. März 
1892, R. G. Bl. Nr. 55, ſchwere Mängel juriſtiſcher und ſtiliſtiſcher Art nach. 
Speciell beanſtändet er, daß 87 dieſer Verordnung die Conceſſionsverleihung 
trotz des $ 141 der Gewerbeordnung nicht der politiſchen Behörde I. Inſtanz, 
ſondern der Statthalterei zuweist. Mit Rückſicht auf die ſcharfe juriſtiſche Faſſung 
dieſer Monographie kann dieſelbe als ein intereſſanter Beitrag zur Geſchichte 
dieſes modernſten Gewerbes warm zur Beachtung empfohlen werden. 
Dr. Alois Kubitſchek. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem k. u. k. Reichs⸗Finanzminiſter Benjamin Kallay 
de Nagy⸗Källé das Großkreuz des St. Stephan-Ordens verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Statthalter in Böhmen Karl Grafen Couden⸗ 
hove die eiſerne Krone I. Claſſe, dann dem Statthalterei⸗Vicepräſidenten in 
Zara Alfons Pavie von Pfauenthal den Stern zum Comthurkreuze des 
Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Sections⸗Chef im Finanzminiſterium Dr. Friedrich 
Freih. v. Winterſtein die Wuͤrde eines Geheimen Rathes verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Sections⸗Chef im Miniſterium des Innern Dr. 
Heinr. Roza und dem Rathe des Verwaltungs⸗Gerichtshofes Dr. Anton Verdin 
11 n d dem Oberfinanzrathe in Trieſt Probus Fabrici den Adelſtand 
verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
Dr. 1 Ritter Schießl v. Perſtorff das Großkreuz des Franz Joſef⸗Ordens 
verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Sections⸗Chef im Miniſterium des Innern 
Dr. Alfred Braunhofer Edlen v. Braunhof, dann dem Sections⸗Chef im 
Finanzminiſterium Dr. Wilh. Freih. v. Kolbenſteiner, ferner den Geheimen 
Rathe, Vicepräſidenten des oberſten Rechnungshofes Anton Graſen Pace und 
dem Sections⸗Chef im Miniſterium für Cultus und Unterricht Dr. Anton Rezek 
den Orden der eiſernen Krone II. Claſſe verliehen. 


Se. Majeſtät haben Ah. ihrem Oberſtjägermeiſter Leopold Freih. v. Gu⸗ 
denus und dem a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter Rudolf Grafen 
v. Khevenhüller⸗Metſch den Orden der eiſernen Krone I. Claſſe verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Vicepräſidenten der Statthalterei in Innsbruck 
Benedict R. v. Hebenſtreit das Comthurkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Med.⸗Dr. Emanuel Ritter Kuſy v. Dubrav den Stern zum Comthurkreuze des 
Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanzprocurator in Wien Dr. 
Joſef Kok das Comthurkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Präſidenten der Wiener Polizei⸗Direction Johann 
Habrda und dem Bürgermeiſter von Wien Dr. Karl Lueger das Comthur⸗ 
kreuz des Franz Joſef-Ordens mit dem Sterne verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Hofrathe der Wiener Polizei⸗Dire etion Hans 
Friebeis das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens, ſowie den Statthaltereiräthen 
Cäſar Freih. v. Lattermann, Wilhelm Freih. Marx von Marxberg und 
Alexander Sauer Czaky von Nordendorf den Orden der eiſernen Krone 
III. Claſſe verliehen. 


„Se. Majeſtät haben den Polizeirath der Wiener Polizei⸗Direction Joſef 
Sojka zum Regierungsrathe und Polizei⸗Director in Brünn ernannt. 


Se. Majeſtät haben dem erſten Vice⸗Bürgermeiſter von Wien Joſef Stro⸗ 
bach und dem Oberbaurathe und Baudirector des ſtädtiſchen Bauamtes in Wien 
33. Berger das Comthurkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Czernowitz Anton Ritter 
Kochanowski v. Stawezan den Freiherrnſtand verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes be⸗ 
kleideten Archivdirector Dr. Ludwig v. Thallöczy im k. u. k. Reichs Finanz⸗ 
miniſterium das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens, dem Sectionsrathe Dr. Ladisl. 
Szalay den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe, dem Vorſtande des Rechnungs⸗ 
Departements Dr. Richard Budik und dem Director der k. u. k. Reichs⸗Central⸗ 
caſſe Julius Luppi gleichfalls den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Gewerbe⸗Oberinſpector Joſef Czerweny in 
Brünn tarfrei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes und dem Gewerbe⸗ 


Verantwortlich er Redacteur: A. Heilmann. 


Inſpector I. Claſſe Dr. Alfred Beran in Troppan den Titel und Charakter 
eines Gewerbe⸗Oberinſpectors verliehen. 


Se. Majeſtät haben die Concepts⸗Aſpiranten z. Freih. v. Calice, Rudolf 
Edlen v. Mittag⸗Lenkheym, Rud. Grafen Waldburg und Ludw. Grafen 
Badeni zu unbeſoldeten Geſandtſchafts⸗Attaches ernannt. 


Se. Majeſtät haben den Zoll⸗Oberamtscontroloren Eduard Reichl und 
Joſef Pöltl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Wiener Stadtrathe Felix Hraba das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Handelsmannes David 
Cohen zum k. u. k. Conſularagenten in Tetuan genehmigt. 


Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Oberingenieure Fz. Hoffmann, Alois Koch und Heinr. Köchlin zu Bau⸗ 
räthen im Miniſterium des Innern ernannt. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Veterinär⸗Concipiſten Emanuel Mudroch zum Veterinär⸗Inſpector der Statt⸗ 
halterei in Prag ernannt. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Concipiſten der n. ö. Handels⸗ und Gewerbekammer Dr. Otto Zwiedinek 
1 v. Südenhorſt zum Miniſterial-Concipiſten im Miniſterium des Innern 
ernannt. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär Karl Zerboni zum Polizeirathe der Wiener Poltzei⸗ 
Direction ernannt. 


Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Rechnungsrevidenten 
Karl Bukowsky v. Buchenkron zum Rechnungsrathe ernannt. 


Der Miniſter fü Cultus und Unterricht hat den Hilfsämter⸗Directions⸗ 
Adjuncten Robert Hentſchel zum Hilfsämter⸗Director ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Oberingenieur der Dicaſterial⸗Gebäudedirection 
in Wien Karl Holzer zum Baurathe ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Leop. Dichler und den 
Hauptſteueramts⸗Controlor Stefan Hoffinger zu Hauptſteuereinnehmern, ferner 
den Steuereinnehmer Joh. Bartolſchitz und den Steueramts⸗Controlor Georg 

ieſinger zu Hauptſteueramts⸗Controloren der Finanz⸗Landesdirection in 
Wien ernannt. 


Der Jinanzminiſter hat den Steuereinnehmer Joſef Goldammer, Joh. 
Reuß und Fz. Setina zu Hauptſteuereinnehmern bei der Finanz⸗Landesdirection 
in Prag ernannt. 


Der Handelsminiſter hat dem Oberpoſtcontrolor Johann Kräl eine Ober⸗ 
poſtverwaltersſtelle in Wien verliehen. 


Der Ackerbauminiſter hat den Adminiſtrations⸗Concipiſten Dr. Rudolſ 
Moll zum Adminiſtrations⸗Adjuncten extra statum bei der Forſt⸗ u. Domänen: 
direction in Salzburg ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hat den Forſtpraktikanten Elmo Armani zum Forft- 
inſpections⸗Adjuncten ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hat den Miniſterial⸗Viceſecretär Ernſt Freiherrn 
v. Nadhern y zum Miniſterial⸗Secretär und den Miniſterial⸗Concipiſten Ivo 
Nobile de Bizzarro zum Miniſterial⸗Viceſecretär ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrath Seraphin Leitner zum 
Oberrechnungsrathe, den Rechnungsrevidenten Oskar Weiß zum Rechnungs: 
rathe, den Rechnungs⸗Official Maxim. Reisner zum Rechnungsrevidenten, den 
Rechnungsaſſiſtenten Karl Sitter zum Rechnungs⸗Official und den Rechnungs: 
praktikanten Roman Wieninger zum Rechnungsaſſiſtenten ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hat den Forſtpraktikanten Wenzel Voſtry zum 
Forſtinſpections⸗Adjuncten ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hat den Profeſſor Bronisl. v. Lipinski und den 
Forſtaſſiſtenten Adalb. Kurnik zu Forſt⸗ und Domänen⸗Verwaltern, ferners 
die Forſteleven Ignaz Szezerbowski und Stanisl. Leſikiewicz zu Forſt⸗ 
aſſiſtenten der Forſt⸗ und Domänen⸗Direction in Lemberg ernannt. 


Erledigungen. 


1 Evidenzhaltungs-Geometerſtelle II. Claſſe mit dem Standorte 
in Wien oder an einem anderen Orte in Niederöſterreich bis Ende December. 
(Amtsblatt Nr. 282.) 

1 Adminiſtrations⸗Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei 
der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection für Tirol und Vorarlberg bis Ende De⸗ 
cember. (Amtsblatt Nr. 283.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 99 und 100 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


